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Nicht jedes pflichtwidri-
ge Verhalten eines Be-
amten ist ein Amts-

missbrauch. Es müssen kon-
kreten Merkmale vorliegen, 
damit der objektive Tatbe-
stand (die „äußere Tatseite“) 
erfüllt ist: Der Täter (kann 
nur ein Beamter im straf-
rechtlichen Sinn sein) miss -
braucht seine Befugnis für 
einen Rechts träger des öf-
fentlichen Rechts (z. B. 
Bund, Länder, Gemeinden) 
als dessen Organ Amtsge-
schäfte in Vollziehung der 
Gesetze („Hoheitsverwal-
tung“) vorzunehmen wis-
sentlich und schädigt da-
durch eine andere Person in 
ihren Rechten. Personen, die 
keine Beamten im straf-
rechtlichen Sinn sind, kön-
nen dieses Delikt nicht bege-
hen, aber sich strafbar ma-
chen, wenn sie sich an dem 
Amtsmiss brauch beteiligen, 
zum Beispiel durch Anstif-
ten des Beamten. Es genügt 
wenn man „laienhaft“ er-
kennt, dass es sich um einen 
Beamten handelt. 

Um das Delikt zu erfül-
len, muss der Täter vorsätz-
lich handeln – das heißt, die 
innere Tatseite muss erfüllt 
sein: Der Beamte muss wis-
sen, dass er seine Befugnis 
missbraucht und er muss zu-
sätzlich auch den Vorsatz 
haben (zumindest „ernstlich 
für möglich halten und sich 
damit abfinden“) einen Drit-
ten an seinen Rechten zu 
schädigen. Zu den Merkma-
len im Einzelnen: 

 
Beamter. Die Beamten-

stellung ergibt sich nicht aus 
dem Beamtendienstrecht 
sondern aus der Funktion. 
Vertragsbedienstete sind 
ebenfalls Beamte nach dem 
Strafrecht. Der Täter muss 

zumindest „laienhaft“ erken-
nen, dass ihm Beamtenei-
genschaft zukommt; das 
heißt, dass er den sozialen 
Sinngehalt seiner Stellung 
erkennt. Beispiele für Beam-
te: Polizisten, auch Poli-
zeischüler, Verwaltungsbe-
dienstete in Bundesministe-
rien, Berufsrichter, Straf-
vollzugsbedienstete, Mit-
glieder der Bundesregierung 
oder Landesregierungen, 
Bürgermeister und andere. 
Eine ausführliche Erklärung, 
wer Beamter im Sinne des 
Strafgesetzbuchs ist, findet 
sich in der Öffentlichen Si-
cherheit Heft 9-10/2019, S. 
72-73. 

 
Amtsgeschäfte. Es han-

delt sich um Rechtshandlun-
gen und faktische Tätigkei-
ten, die zur konkreten Auf-
gabenerfüllung des Beamten 
notwendig sind, beispiels-
weise die Ausübung von Be-
fehls- und Zwangsgewalt, 
Erlassung eines Bescheides, 
Anlegen eines Verwaltungs-
aktes (Vorerledigung von 
Entscheidungen), Leiten ei-
ner Verhandlung oder das 
Ermitteln von personenbezo-
genen Daten in Datenban-
ken. Eine ausführliche Er-
klärung, was ein Amtsge-
schäft im Sinne des Strafge-
setzbuchs ist findet sich in 
der Öffentlichen Sicherheit 
Heft 11-12/2019, S. 130. 

Hoheitsverhaltung. Amts-
geschäfte können der Sphäre 
der Hoheitsverwaltung oder 
Privatwirtschaftsverwaltung 
zugerechnet werden. Für das 
Delikt des Amtsmissbrauchs 
relevant sind nur Amtsge-
schäfte, die im Rahmen der 
Hoheitsverwaltung, also in 
Vollziehung der Gesetze, 
getätigt werden.  

Es handelt sich dabei um 
jenen Bereich der Verwal-
tung, in dem der staatliche 
Rechtsträger (Bund, Länder, 
Gemeinden etc.) den Rechts-
unterworfenen (Bürgern, 
aber auch juristischen Perso-
nen, etwa Unternehmen) ge-
genüber in einem Verhältnis 
der Überordnung steht.  

Zur Hoheitsverwaltung 
zählt die gesamte Gerichts-
barkeit, die Tätigkeit der Si-
cherheitsbehörden, die Voll-
ziehung der Straßenver-
kehrsordnung und des Kraft-
fahrzeuggesetzes oder die 
Finanzverwaltung.  

In der Privatwirtschafts-
verwaltung kann kein 
Amtsmiss brauch begangen 
werden, weil hier nicht in 
Vollziehung der Gesetze ge-
handelt wird. Dieser Bereich 
der Verwaltung ist geprägt 
von einer Gleichordnung 
zwischen staatlichen Rechts -
trägern und Rechtsunterwor-
fenen. Der Staat tritt fiktiv 
als „Privatperson“ auf und 
handelt auf Basis des Zivil-
rechts. Typischerweise ist 
dies der Fall beim Abschluss 
von Verträgen aller Art.  

Für Verfehlungen im 
Rahmen der Privatwirt-
schaftsverwaltung sind al-
lenfalls andere Korrupti-
onsdelikte, wie die Bestech-
lichkeit (§ 304), Vorteilsan-
nahme (§ 305 StGB) oder 
Untreue (§ 153 StGB) rele-
vant. 

Befugnismissbrauch. Der 
Beamte missbraucht (durch 
aktives Tun oder durch Un-
terlassen) die ihm übertra-
gene Befugnis in Vollzie-
hung der Gesetze zu handeln 
wissentlich, das heißt, er übt 
seine Befugnis nicht in der 
gesetzlich vorgeschriebenen 
Weise aus und er weiß, dass 
es sich um einen Fehlge-
brauch seiner Befugnis han-
delt.  

Ein „Wissen-Müssen“ 
reicht grundsätzlich nicht 
aus, die Rechtsprechung ver-
tritt, dass der Fehlgebrauch 
der Befugnis der „einzige lo-
gische Schluss“ aus einer 
Zusammenschau des Ge-
schehens, der intellektuellen 
Ausstattung des Täters und 
der allgemeinen Lebenser-
fahrung ist. 

 
Beispiele für den Befug-

nismissbrauch aus dem poli-
zeilichen Bereich: Warnung 
vor einer bevorstehenden 
Hausdurchsuchung; Unter-
lassen der Ausstellung eines 
Organstrafmandats, weil es 
sich um einen „Kollegen“ 
handelt; Unterlassen der 
Weiterleitung einer Sachver-
haltsdarstellung an die Jus -
tiz; das Einheben vorläufiger 
Sicherheiten nach dem Ver-
waltungsstrafgesetz durch 
einen Exekutivbeamten, mit 
dem Vorsatz, das Geld für 
sich zu verwenden; Ausstel-
lung eines Waffenpasses oh-
ne Vorliegen der gesetzli-
chen Voraussetzungen. 

 
Rechteschädigung. Zu 

den oben angeführten Merk-
malen muss noch ein spezi-
eller Schädigungsvorsatz des 
Täters hinzutreten, damit das 
Delikt des Amtsmissbrauchs 
erfüllt ist: der Vorsatz (also 
zumindest es „ernstlich für 
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 R E C H T  &  C O M P L I A N C E

Missbrauch der Amtsgewalt 
 

Der Straftatbestand des Missbrauchs der Amtsgewalt – „Amtsmissbrauch“ – ist als „echtes  
Amtsdelikt“ die wesentlichste Bestimmung des Korruptionsstrafrechts und hat die  

Amtsführung von Beamten in der Hoheitsverwaltung im Fokus.

Auch Polizeischüler haben 
Beamtenstellung.



107ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 3-4/20

FO
T

O
: G

E
R

D
 P

A
C

H
A

U
E

R

möglich zu halten und sich 
damit abzufinden“) dass ein 
Dritter (Mensch oder juristi-
sche Person) an seinen 
Rechten geschädigt wird. 
Der Schaden kann an Ver-
mögensrechten (z. B. Recht 
auf Gebühreneinhebung), 
Persönlichkeitsrechten (z. B. 
auf Geheimhaltung perso-
nenbezogener Daten) oder 
öffentlichen Rechten (z. B. 
Recht des Staates auf Straf-
verfolgung) gegeben sein. 

 
Weisung als Rechtferti-

gung? Dass man auf Wei-
sung seines Vorgesetzten 
gehandelt hat, kann vom Be-
amten nicht als Rechtferti-
gung für sein Handeln gel-
tend gemacht werden.  

Eine strafgesetzwidrige 
Weisung darf nicht befolgt 
werden bzw. muss abgelehnt 
werden (Vgl. Art. 20 Abs. 1 
letzter Satz B-VG, § 44 Abs. 
2 BDG). Angst vor dem 
Verlust des Arbeitsplatzes 
genügt nicht, um einen ent-
schuldigenden Notstand zu 
erfüllen. 

Strafrechtliche Folgen. 
Eine Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren ist die Strafdrohung 
für den „schlichten Miss -
brauch der Amtsgewalt“ (§ 
302 Abs. 1 StGB). Bis zu 
zehn Jahren Freiheitstrafe 
sind möglich, wenn etwa der 
herbeigeführte Schaden ei-
nen Betrag von 50.000 Euro 
übersteigt (§ 302 Abs. 2 
StGB). 

 
Amtsverlust. Wird ein 

Beamter wegen Missbrauchs 
der Amtsgewalt verurteilt, 
kann er auch sein Amt ver-
lieren (Amtsverlust gemäß § 
27 StGB als Folge einer 
Verurteilung). Amtsverlust 
tritt in drei Fällen ein: Ers -
tens, wenn die konkret ver-
hängte Freiheitsstrafe (be-
dingt oder unbedingt) ein 
Jahr übersteigt; zweitens, 
wenn der Beamte zu einer 
unbedingten Freiheitsstrafe 
von mehr als sechs Monaten 
verurteilt wird; der Dritte 
Fall betrifft eine andere Art 
des Missbrauchs: Jede Ver-

urteilung wegen des Miss -
brauchs eines Autoritätsver-
hältnisses für sexuelle Über-
griffe führt zu einem Verlust 
des Amtes. 

 
Diversion. Der Amtsmiss -

brauch muss – auch wenn 
alle Merkmale erfüllt sind – 
nicht notwendigerweise in 
einer Verurteilung münden. 
Seit 2014 sind leichtere Fäl-
le von Amtsmissbrauch nach 
einer Novellierung der 
Strafprozess ordnung auch 
der sogenannten Diversion 
zugänglich. Es handelt sich 
um einen (vorläufigen) 
Rücktritt von der Verfol-
gung durch die Staatsan-
waltschaft, wenn sich der 
Beschuldigte beispielsweise 
bereit erklärt, gemeinnützige 
Leistungen zu erbringen 
oder von der Staatsanwalt-
schaft eine Probezeit mit Be-
währungshilfe bestimmt 
wird. In der Hauptverhand-
lung hat auch das Gericht 
die Möglichkeit das Verfah-
ren diversionell zu erledi-
gen. Das Verfahren endet im 

Fall einer Diversion nicht 
mit einer Verurteilung, das 
heißt, es scheint auch nichts 
in der Strafregisterauskunft 
auf. 

 
Dienstrecht. Nicht zu un-

terschätzen sind auch die 
dienstrechtlichen Folgen ei-
ner Strafverfolgung oder 
Verurteilung: Diese können 
bei Beamten nach dem Be-
amtendienstrecht ein Diszi-
plinarverfahren nach sich 
ziehen und von einer Sus-
pendierung bis zur Lösung 
des Dienstverhältnisses rei-
chen. Bei Vertragsbedienste-
ten droht ebenfalls die Been-
digung des Dienstverhältnis-
ses durch Entlassung oder 
Kündigung. 

Michaela Jana Löff 
 
Literaturempfehlungen: 
Marek/Jerabek, Korrupti-

on und Amtsmissbrauch12 
(Manz, 2019). 

Huber/Löff, Korruptions-
strafrecht in Das große 
Handbuch Wirtschaftsstraf-
recht (Manz, 2016).

Für das Delikt des Amtsmissbrauchs relevant sind nur Amtsgeschäfte, die im Rahmen der Hoheitsverwaltung getätigt werden. 


